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Studie für den REGI-Ausschuss −  
Die Auswirkungen des Brexit auf  
die irischen Regionen und ihre 
grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit 

In diesem Bericht werden die 
Auswirkungen des Brexit auf die irischen 
Regionen und ihre 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
untersucht. Die vorliegende Studie 
umfasst einen Literaturüberblick, eine 
politische Analyse sowie Ergebnisse aus 
halbstrukturierten Interviews und 
Fokusgruppen-Interviews, die speziell 
für diesen Bericht durchgeführt wurden.  

Der Bericht bietet einen Überblick über 
die regionale Entwicklung in der 

Republik Irland (im Folgenden: Irland) und die grenzüberschreitende Zusammenarbeit mit Partnern 
im Vereinigten Königreich, vor allem in Nordirland. Dazu gehört auch die im Rahmen von INTERREG 
und durch Friedensprogramme unterstützte Zusammenarbeit.  

Regionalentwicklungsmaßnahmen, Verbindungen zwischen Nordirland und Irland auf politischer, 
rechtlicher und institutioneller Ebene, gemeinsame Konzepte und beidseitig nutzbringende 
Modelle der Zusammenarbeit wurden während der vergangenen zwanzig Jahre sowohl 
stillschweigend als auch ganz explizit vor dem Hintergrund der EU-Mitgliedschaft und mit 
Unterstützung der EU entwickelt und ausgebaut. Mittel der EU-Kohäsionspolitik waren und sind für 
die soziale, kulturelle und wirtschaftliche Entwicklung der Insel Irland von entscheidender 
Bedeutung. Die Mitgliedschaft in der EU hat wesentlich dazu beigetragen, in einer Reihe von 

Das vorliegende Dokument stellt eine Zusammenfassung der Studie über die Auswirkungen des 
Brexit auf die irischen Regionen und ihre grenzüberschreitende Zusammenarbeit dar. Die 
vollständige Studie ist in englischer Sprache unter folgendem Link abrufbar: https://bit.ly/41VTNJi 

https://bit.ly/41VTNJi
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Sektoren eine regulatorische und politische Angleichung zu erzielen. Die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit wurde unter anderem vor allem von den lokalen Gebietskörperschaften 
vorangetrieben. Diese Zusammenarbeit führte zu Effizienzsteigerungen und besseren 
Dienstleistungen und brachte Formen kooperativer Governance hervor, die Frieden und Wohlstand 
auf der Insel förderten. Auf Ebene der lokalen Gebietskörperschaften wurde eine Reihe von 
Modellen zur Ermöglichung und Stärkung der Zusammenarbeit entwickelt, von denen sich 
bilaterale Abkommen wie gemeinsame Absichtserklärungen und Partnerschaftsvereinbarungen als 
die wirkungsvollsten auf der Insel Irland erwiesen. Dies gilt insbesondere für die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit. 

Offizielle sowie informelle grenzüberschreitende Einrichtungen und Netzwerke war für die 
regionale Entwicklung des gesamten Insel von entscheidender Bedeutung. Im Verlauf der 
vergangenen zwanzig Jahre haben sich neben den „offiziellen Kooperationseinrichtungen“ 
verschiedene Strukturen und Akteure an der interregionalen und grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit beteiligt, wobei die Vereinbarungen im Detail jeweils von den lokalen Umständen 
und sektoralen Bedürfnissen bestimmt sind.  

Diese regionalen Initiativen leisten einen wesentlichen Beitrag dazu, sowohl Entscheidungsträger 
als auch Gemeinden bei der Sicherstellung einer kontinuierlichen regulatorischen und politischen 
Angleichung in grenzüberschreitenden Belangen zu unterstützen. Interinstitutionelle 
Zusammenarbeit kann im Hinblick auf den Aufbau von Vertrauen und positiven Beziehungen 
zwischen Gemeinden, die Verbesserung von Infrastruktur und Dienstleistungen und eine stärker 
integrierte Planung Vorteile bringen. 

Sowohl die EU als auch das Vereinigte Königreich anerkennen die Bedeutung der 
grenzüberschreitenden Dimension des Karfreitagsabkommens und die Herausforderungen, die der 
Brexit für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit darstellt. Grundsätzlich berücksichtigte die 
irische Regierung sehr rasch die Auswirkungen des Brexit in ihren Strategien für die regionale 
Entwicklung. Bedenken gibt es in Bezug auf die Auswirkungen des Brexit auf bestimmte EU-
Förderprogramme, die im Rahmen des neuen Programmplanungszeitraums nicht verlängert 
wurden, es herrscht aber auch Optimismus im Hinblick auf Chancen, die sich etwa im Bereich der 
Hochschulbildung, des Handels und der Lieferketten eröffnen. Aus verschiedenen Studien und 
Analysen zu den Auswirkungen des Brexit geht eindeutig hervor, dass zahlreiche Sektoren, 
Problem- und Themenfelder, die lokale Gebietskörperschaften in beiden Ländern betreffen, 
weiterhin unter den Auswirkungen des Brexit leiden werden.  

Sechs Jahre nach dem Ergebnis des Referendums bestehen trotz kürzlich durch den Windsor-
Rahmen in Bezug auf das Protokoll erzielter Fortschritte erhebliche Unsicherheiten rund um den 
Brexit. In einigen Sektoren, in denen sich während der Verhandlungen zwischen der EU und dem 
Vereinigten Königreich ein Planungsrückstand aufbaute, herrscht nach wie vor Unklarheit. Während 
sich die Auswirkungen des Brexit noch nicht voll entfaltet haben, sind diese doch bereits in einigen 
Sektoren spürbar. Ziemlich rasch wurde deutlich, dass die Folgen des Brexit eine komplexe 
Querschnittsmaterie sind. Die unmittelbare Auswirkung des Brexit war nicht der erwartete große 
Zusammenbruch.  

Zum Teil ist dies auf die Widerstandsfähigkeit der regionalen und grenzüberschreitenden 
Partnerschaften und Kooperationen, die in den vergangenen zwanzig Jahren und darüber hinaus 
aufgebaut wurden, zurückzuführen. Vor dem Hintergrund des Fehlens einer endgültigen Lösung 
verfolgt die irische Regierung gemeinsam mit den lokalen und regionalen Gebietskörperschaften, 
den Unternehmen und der Zivilgesellschaft aktiv einen grenzüberschreitenden Ansatz für die 
gesamte Insel, um möglichst viele der auftretenden Probleme zu bewältigen. 
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Die anhaltenden Probleme und Bedenken grenzüberschreitender Natur betreffen die 
regulatorische und politische Angleichung bzw. diesbezügliche Abweichungen, die Rechte als 
Bürger bzw. Nicht-Bürger, Reisebestimmungen und Arbeitnehmerrechte, die Anerkennung von 
Fähigkeiten und Qualifikationen, den Datenaustausch und die DSGVO, den Zugang zu 
Forschungsförderung sowie Angelegenheiten im Zusammenhang mit der Überwachung und 
Rechtsdurchsetzung. Die grenzüberschreitende Zusammenarbeit auf der Insel wird nicht mehr von 
der Mitgliedschaft im EU-Binnenmarkt bestimmt, sondern von einem komplexen Feld an 
rechtlichen Vereinbarungen und politischen Gremien: Dazu zählen z. B. das Handels- und 
Kooperationsabkommen, das Protokoll im Rahmen des Austrittsabkommens, das einheitliche 
Reisegebiet und die Arbeit des Nord-Süd-Ministerrats (North South Ministerial Council, NSMC).  

Nunmehr gibt es neue regulatorische „Grenzen“ rund um Nordirland für verschiedene Sektoren und 
Behörden, darunter Akteure der lokalen und regionalen Entwicklung, mit denen diese umgehen 
müssen. Unsicherheit, Ressourcenbeschränkungen und Schwierigkeiten bei der langfristigen 
strategischen Planung sind allesamt eng mit dem politischen Kontext des Zusammenbruchs der 
Abkommen und Beziehungen zwischen der EU und dem Vereinigten Königreich, dem Fehlen einer 
funktionsfähigen dezentralisierten Regierung in Nordirland und in weiteren Folge dem Fehlen eines 
funktionsfähigen Nord-Süd-Ministerrats verbunden. Je länger dieser Zustand andauert, desto 
unwahrscheinlicher und schwieriger wird eine grenzüberschreitende Zusammenarbeit. 

Auf Grundlage der Forschungsergebnisse und der durchgeführten Interviews geben die Autorinnen 
dieser Studie folgende Empfehlungen ab: 

• Sobald der Brexit abgeschlossen ist, muss für die Abhaltung eines Symposiums der 
Interessenträger geworben werden, um über eine langfristige Vision für die Regionen der 
Insel Irland, z. B. bis 2045, nachzudenken. 

• Zur Entwicklung des Potentials neuer Wirtschaftskorridore wie des Dublin-Belfast-
Korridors (mit möglichen Verbindungen nach Cork) und des atlantischen 
Wirtschaftskorridors Derry-Cork ist mehr Engagement vonnöten. 

• Regionale Modelle bewährter Verfahren wie die „Smart Region Initiative“ in der 
Südregion und die „North West Strategic Growth Partnership“ in der Nordwestregion 
müssen stärker beworben werden. 

Aus institutioneller Sicht ist Folgendes wichtig: 

• Die Rolle der EU in den bisher geführten Verhandlungen wird weithin geschätzt und 
anerkannt.  

• Vieles spricht dafür, die Institutionen des Karfreitagsabkommens im Rahmen seiner drei 
Themenbereiche („strands“) besser zu nutzen, um die durch den Brexit geschaffenen 
Herausforderungen zu meistern.  

• Es bedarf eines politisch neutralen Informationsportals zum Brexit, in dem klare 
Informationen in Bezug auf die getroffenen Entscheidungen zur Verfügung gestellt 
werden.  

• Es gibt einen wachsenden Bedarf an einer die gesamte Insel umfassenden Datenbank, 
u. a. zur Wirtschaft, Gesundheit, Bildung, Demografie, Konnektivität und zu Lieferketten. 
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Wenngleich die Selbstverpflichtung der irischen Regierung im Rahmen der „Shared Island Initiative“, 
in die gesamte Insel betreffende Strategien zu investieren, sowohl zeitgerecht erfolgt und 
willkommen ist, kann diese nicht als langfristige Lösung angesehen werden.  

• Mit dem Auslaufen von Programmen wie beispielsweise INTERREG Irland-Wales besteht 
der Bedarf an langfristigen Lösungen zur Unterstützung der interregionalen 
Entwicklung. 

• Die Bestätigung des Programms PEACE PLUS ist eine wesentliche Voraussetzung für die 
unterbrechungsfreie Förderung grenzüberschreitender Projekte und Beziehungen.  

• Das „Strategic Planning and Engagement Programme“ im Rahmen von PEACE PLUS stellt 
eine willkommene Ergänzung des Programms dar.  

Es gibt nach wir vor erhebliche Bedenken in Bezug auf Bürgerrechte, Freizügigkeit und die 
Destabilisierung von Beziehungen zwischen Gemeinden infolge des Brexit. 

• Es besteht Bedarf an einer Aufrechterhaltung grenzüberschreitender Beziehungen. Nach 
dem Auslaufen von Projekten im Rahmen von PEACE PLUS wird ein neuer Mechanismus 
erforderlich sein, um dieser Verpflichtung nach 2027 weiter nachzukommen. 

• Der Brexit wird den Bedarf an neuen Beziehungen/Kooperationsstrukturen verstärken 
bzw. diese erforderlich machen. Dafür wird finanzielle Unterstützung nötig sein. 

 

Weitere Informationen 

Diese Zusammenfassung ist in den folgenden Sprachen verfügbar: Deutsch, Englisch, Französisch, 
Italienisch und Spanisch. Die Studie – in englischer Sprache – und die Zusammenfassungen können 
abgerufen werden unter: https://bit.ly/41VTNJi 

Weitere Informationen über Studien der Fachabteilung für den REGI-Ausschuss sind abrufbar 
unter: 

https://research4committees.blog/regi/ 
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